année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 11.04.2024

Thema Offentliche Finanzen

Schlagworte Keine Einschrankung

Akteure Feller, Olivier (fdp/plr, VD) NR/CN, Recordon, Luc (gp/verts, VD)
SR/CE

Prozesstypen Keine Einschrankung

Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Benteli, Marianne
Bernhard, Laurent
Heidelberger, Anja
Rohrer, Linda
Zumbach, David

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Bernhard, Laurent; Heidelberger, Anja; Rohrer, Linda; Zumbach,
David 2024. Ausgewdhlte Beitrdge zur Schweizer Politik: Offentliche Finanzen, 2007 -
2019. Bern: Année Politique Suisse, Institut fir Politikwissenschaft, Universitat Bern.

www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 11.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.90 - 01.01.20


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Offentliche Finanzen
Direkte Steuern
Indirekte Steuern
Finanz- und Ausgabenordnung
Voranschlag
Finanzausgleich

OO N NN O o a

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Abkiirzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats
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FK-SR Finanzkommission des Stéanderates
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KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Mit einer Motion wollte Stdnderat Hess (fdp, OW) den Bundesrat beauftragen, eine
Revision des Gesetzes Uber die direkte Bundessteuer (DBG) und des
Steuerharmonisierungsgesetzes (StHG) in dem Sinn vorzulegen, dass Steuerabziige
entweder konsequent pauschalisiert oder zugunsten einer Verbreiterung der
Bemessungsgrundlage gestrichen werden, was zu einer generellen Vereinfachung
fihren wdrde. Allféllige Mehrertrage sollten bei der direkten Bundessteuer mit
Tarifsenkungen kompensiert werden. Obgleich der Bundesrat bereit war, die Motion
entgegen zu nehmen, beantragte Schwaller (cvp, FR) Ablehnung, da ihm sowohl der Text
der Motion als auch die Antwort des Bundesrates zu vage formuliert schienen. Er
beflirchtete zudem, dass unter dem Strich der Mittelstand steuerlich stéarker belastet
wirde. Auch wenn in der Diskussion die zustimmenden Voten Uberwogen - einzig
Leuenberger (sp, SO) und Recordon (gp, VD) sprachen sich dagegen aus -, wurde die
Motion mit 21 zu 17 Stimmen verworfen. '

Seit mehreren Jahren war die Schweiz in Bezug auf die Besteuerung von natiirlichen
und juristischen Personen der Kritik von anderen Staaten und internationalen
Organisationen ausgesetzt. Vor diesem Hintergrund stimmten im Verlauf des
Berichtsjahres beide Parlamentskammern einer Motion Feller (fdp, VD) zu, die sich auf
die Steuerattraktivitdt der Schweiz im Vergleich mit anderen Staaten bezog. Der
iberwiesene Text beauftragte den Bundesrat, eine Ubersicht tiber die Steuersysteme
von verschiedenen Staaten zu erstellen und deren Attraktivitat mit derjenigen der
Schweizer Steuergesetzgebung zu vergleichen. ?

Die Schweiz schneide im internationalen Vergleich Punkto Steuerattraktivitat fiir
natiirliche und juristische Personen gut ab. Zu diesem Schluss kommt der Bundesrat in
einem Bericht, den er im November 2014 verabschiedet hat und der unter anderem auf
eine Motion Feller (fdp, VD) aus dem Jahr 2013 zurlckgeht. Um ihre steuerliche
Wettbewerbsféhigkeit im Bereich der juristischen Personen erhalten zu kénnen, musse
die Schweiz, so der Bundesrat, im Rahmen der geplanten Unternehmenssteuerreform
Ill, die die Abschaffung attraktiver, aber international nicht mehr akzeptierter
Sonderregelungen vorsieht, jedoch neue, international kompatible Massnahmen
treffen. Im Vergleich zu grossen Volkswirtschaften wie den USA, Deutschland,
Frankreich oder Italien stinden kleine Volkswirtschaften wie die Schweiz im
internationalen Steuerwettbewerb generell stérker unter Druck, attraktive steuerliche
Rahmenbedingungen anzubieten. *

Stillschweigend schrieben National- und Standerat die Motion Feller (fdp, VD) fir einen
Vergleich der Steuerattraktivitdit der Schweiz im internationalen Vergleich in der
Sommersession 2016 ab. Nach Erscheinen des geforderten Berichts hatte der
Bundesrat in seinem Bericht Uber Motionen und Postulate der gesetzgebenden Rate im
Jahre 2015 die Abschreibung der Motion beantragt. *

In der Herbstsession 2018 setzte sich der Nationalrat mit dem Bundesgesetz iiber die
steuerliche Behandlung finanzieller Sanktionen auseinander. Die Mehrheit der WAK-
NR hatte zuvor einige Anderungen zur standerétlichen Version beantragt. Besonders
umstritten war in der Eintretensdebatte die Frage der Nichtabzugsfahigkeit von
Aufwendungen zur Erméglichung von Straftaten, zum Beispiel Terrorismusfinanzierung
oder die Miete von fur strafbare Tatigkeiten verwendeten Raumen. Hierbei
befUrwortete die Kommission eine Beibehaltung des Status Quo, da derartige
Aufwendungen in der Praxis kaum identifiziert werden kénnten. Deshalb solle die
Kldrung dieser Frage dem Bundesgericht U(berlassen werden, erklarte
Kommissionssprecher Feller (fdp, VD). Eine Minderheit Muller Leo (cvp, LU) beantragte
eine Zustimmung zur standeratlichen Version und damit die ausdruckliche Regelung der
Frage innerhalb des Gesetzes. Minderheitssprecher Miller betonte, dass es nicht sein
kénne, dass Terrorismusfinanzierung womaoglich von den Steuern abgezogen werden
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konne. Dies schien den gesamten Nationalrat zu Uberzeugen, mit 182 Stimmen folgte er
einstimmig der Minderheit und bereinigte die Differenz.

Des Weiteren beabsichtigte die Kommission, Schadenersatzzahlungen und
vergleichbare Leistungen generell abzugsfahig zu machen, es sei denn, es liegt ein
gerichtlich festgestelltes vorsatzliches Verhalten vor. Fahrléssige oder grobfahrlassige
Zahlungen sollen folglich von den Steuern abgezogen werden kénnen. Damit wilirden
gemass Minderheitssprecher Miller jedoch mehr Abzlige zugelassen als in der aktuellen
Rechtspraxis. Der Rat stimmte dem Kommissionsantrag mit 94 zu 88 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) zu.

Auch eine Unterscheidung zwischen inlandischen und ausléndischen Strafen, welche
neben Muller auch Finanzminister Maurer deutlich kritisierte, nahm der Rat mit 94 zu
88 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Demnach sollen nach dem Willen des Nationalrats
auslandische Bussen weiterhin abgezogen werden kdénnen, wenn sie gegen den
schweizerischen Ordre public verstossen, wenn eine entsprechende in der Schweiz
begangene Handlung nicht strafbar wéare oder wenn die Busse das Hochstmass der
Sanktion nach schweizerischem Recht Ubersteigt - in letzterem Fall ware die Differenz
zwischen Schweizer Hochstmass und tatséchlicher Busse abziehbar.

Mit 129 zu 47 Stimmen (bei 9 Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Vorlage in der
Gesamtabstimmung an. ®

In der Sondersession im Mai 2019 behandelte der Nationalrat die Standesinitiative des
Kantons Aargau zur Abschaffung der Heiratsstrafe. Olivier Feller (fdp, VD) bewarb seine
Minderheit, die sich gegen ein Folgegeben ausgesprochen hatte. Er verwies darauf, dass
auch die Minderheit einer Abschaffung der Heiratsstrafe positiv gegenlberstehe, dass
es aber Schwierigkeiten bei der Initiative gebe. So verstehe die Vorlage die Ehe und die
eingetragene Partnerschaft als Wirtschaftsgemeinschaft - die entsprechenden Paare
sollen folglich gemeinsam besteuert werden -, der Nationalrat habe aber bereits eine
Motion der FK-NR zur Individualbesteuerung angenommen. Eine Annahme dieser
Initiative wuirde folglich einen Widerspruch darstellen. Da das Bundesgericht in der
Zwischenzeit die Abstimmung zur Initiative gegen die Heiratsstrafe fur ungultig erklart
habe, werde dieses Thema in Kiirze im Parlament ausgiebig behandelt. Es bedurfe somit
keiner zusatzlichen Vorlage. Diesem Votum folgte der Rat nicht und gab der
Standesinitiative mit 102 zu 74 Stimmen (bei einer Enthaltung) Folge. ¢

Indirekte Steuern

Zahlreiche Motionen hatten zum Ziel, mit steuerlichen Beglnstigungen im Bereich der
Motorfahrzeugsteuer umweltfreundlichere Fahrzeuge zu bevorzugen. Eine Motion
Donzé (evp, BE) (Mo. 06.3185) forderte den Bundesrat auf, die Kantone zu
verbrauchsabhingigen Motorfahrzeugsteuern zu motivieren. Obwohl der Bundesrat
dies aus formellen Griinden ablehnte, wurde die Motion im Nationalrat angenommen.
Eine Motion Recordon (gp, VD) (Mo. 04.3341) forderte eine neue
Steuerbemessungsgrundlage und einen differenzierten jahrlichen Steuertarif fur
Automobile und andere Motorfahrzeuge, wobei die umweltfreundlichen und sicheren
Fahrzeuge bevorzugt und die Umsetzung den Kantonen Uberlassen werden sollte. Auch
diese Motion wurde vom Nationalrat angenommen.(Siehe zu diesen beiden Geschaften
auch hier und hier) Eine parlamentarische Initiative Teuscher (gp, BE) hingegen, welche
die Automobilsteuer auf Bundesebene so ausgestalten wollte, dass diese zur Férderung
von energieeffizienten und umweltfreundlichen Fahrzeugen beitrégt, lehnte der
Nationalrat ab. Die Initiative hatte ein Bonus-Malus-System vorgesehen, welches den
Schadstoffausstoss inklusive Feinstaub und Larm bertcksichtigt héatte. Auch die
Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD) sprach sich dafir aus,
bei der Ausgestaltung der kantonalen Motorfahrzeugsteuern in Zukunft 6kologische
Kriterien zu berdcksichtigen. Ziel sei die Senkung des Treibstoffverbrauches uber
Rabatte oder ein Bonus-Malus-System. Bis der Bund seine Arbeiten an einer
Umweltetikette abgeschlossen hat, soll vorerst die Energieetikette der Fahrzeuge als
Bemessungsgrundlage dienen.’
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Sport- und Kulturvereine. Anheben der Umsatzgrenze fiir die Befreiung von der
Mehrwertsteuerpflicht

Beruhend auf einer parlamentarischen Initiative Feller (fdp, VD) erhéhten National- und
Standerat 2021 die Umsatzgrenze fur die Befreiung nicht gewinnstrebiger, ehrenamtlich
geflhrter Sport- und Kulturvereine von der Mehrwertsteuerpflicht von CHF 150'000 auf
CHF 250'000. Die Beflurwortenden dieser Erhéhung wollten damit die ehrenamtliche
Arbeit unterstitzen, wahrend sie die Gegnerschaft als Wettbewerbsverzerrung
gegenlber des Gastgewerbes erachtete.

Die Umsatzgrenze fiir die Befreiung nicht gewinnstrebiger, ehrenamtlich gefiihrter
Sport- und Kulturvereine von der Mehrwertsteuerpflicht in der Hoéhe von CHF 150'000
werde heute von zahlreichen Vereinen Uberschritten, erklarte Olivier Feller (fdp, VD) im
Juni 2017. Deren ehrenamtlicher Einsatz, unter anderem auch in der Ausbildung
Jugendlicher, solle aber honoriert und die Umsatzgrenze entsprechend angehoben
werden, forderte er in einer parlamentarischen Initiative. Eine neue Umsatzgrenze von
beispielsweise CHF 500'000 héatte mit jahrlichen Steuereinbussen von CHF 5 bis 10
Mio., wie der Bundesrat im Rahmen einer Interpellation Feller (Ip. 17.3029) erklart habe,
verkraftbare Folgen, so Feller weiter. Dieser Einschatzung stimmte im September 2018
auch die WAK-NR zu, die der Initiative mit 18 zu 2 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) Folge
gab. Im August 2019 stimmte die WAK-SR der Entscheidung ihrer Schwesterkommission
mit 5 zu 1 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) zu, weshalb die nationalratliche Kommission
nun wahrend zweier Jahre eine entsprechende Vorlage ausarbeiten wird. Diese
Arbeiten begann die Kommission im Oktober 2019 damit, dass sie die Verwaltung mit
einem Bericht zu offen gebliebenen Fragen beauftragte. ®

Finanz- und Ausgabenordnung

Der Bundesrat habe zu prufen, nach welchen Kriterien verwaltungsexterne Trager
offentlicher Aufgaben der Priifung durch die Eidgendéssische Finanzkontrolle (EFK)
unterstellt werden sollten. Dieser Meinung war der Nationalrat im Méarz 2016 und
Uberwies dem Bundesrat diskussionslos ein Postulat Feller (fdp, VD). Wenige Monat
zuvor war die Finanzkommission des Nationalrats (FK-NR) mit einer Motion gescheitert,
die die Suva unter die Finanzaufsicht der EFK stellen wollte. Der Bundesrat hatte sich
damals zwar gegen das Ansinnen ausgesprochen, jedoch festgehalten, dass man sich
einer starkeren Aufsicht Gber die Suva nicht grundséatzlich verschliesse. °

Voranschlag

In der Wintersession 2016 beriet der Nationalrat den Voranschlag 2017 als Erstrat.
Dabei setzte er den Rotstift vor allem im Eigenbereich an. So beschloss er unter
anderem Kirzungen beim Bundespersonal, bei externen Beratern und Dienstleistungen
sowie bei der Informatik, sprach aber mehr Geld fir die Landwirtschaft und die Bildung
als es der Bundesrat vorgesehen hatte. Die Hauptdiskussion im Nationalrat drehte sich
aber um die vom Bundesrat vorgesehene ausserordentliche Budgetierung von
Asylausgaben in der Héhe von CHF 400 Mio. und die grundlegende Frage, ob ein
solches Vorgehen eine Aufweichung der Schuldenbremse darstelle. Wahrend die
Mehrheit der FK-NR die Kriterien der Ausserordentlichkeit bei der Schuldenbremse,
insbesondere die Einmaligkeit und Unvorhersehbarkeit, als nicht gegeben erachtete,
wies Philipp Hadorn (sp, SO) im Namen der Kommissionsminderheit darauf hin, dass bei
der Erarbeitung dieser Ausnahmeklausel das Asylwesen explizit als Anwendungsfall
erwahnt worden war. Die Finanzkommission des Nationalrats beantragte diesbezuglich,
die Asylausgaben aufgrund der neusten Schéatzungen des SEM mithilfe von dessen
urspringlicher Schatzmethode zu kalkulieren und nicht - wie es der Bundesrat getan
hatte - aufgrund der vom SEM neu entwickelten Schatzmethode vom Mai 2016. Dadurch
konnte die Schatzung der Anzahl Asylgesuche von 45'000, mit denen der Bundesrat im
Sommer 2016 gerechnet hatte, auf etwa 30'000 Asylgesuche reduziert werden. In
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Ubereinstimmung mit diesen neuen Zahlen reduzierte die Finanzkommission die
Betriebsausgaben bei den Empfangs- und Verfahrenszentren und die Ausgaben bei der
Sozialhilfe fur Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene und Flichtlinge um etwa CHF
340 Mio. Zusammen mit einer Kreditsperre im Umfang von 60 Mio., die auf alle
Departemente verteilt werden sollte, wirde dies einen Verzicht auf ausserordentliche
Asylausgaben erlauben. Dieser Konzeptentscheid war in der Kommission mit 13 zu 12
Stimmen knapp angenommen worden, noch knapper fiel die Entscheidung im
Nationalrat aus: Dieser stimmte dem Kommissionsvorschlag nur dank dem
Stichentscheid von Ratsprasident Stahl (svp, ZH) mit 97 zu 96 Stimmen zu. Bundesrat
Maurer kritisierte das Vorgehen, bei Bedarf plétzlich die Diskussionsgrundlage zu
andern und nicht wie Ublich und bei allen anderen Budgetpositionen die Zahlen von
Juni 2016 zu verwenden. Diese Praxis, .wenn es unangenehm wird, noch gewisse
Anderungen [vorzunehmen]®, gefdhrde die Schuldenbremse starker als die
Ausserordentlichkeit gewisser Ausgaben.

Bei der Gesamtabstimmung sprachen sich die Fraktionen der SP und der Grunen
mehrheitlich gegen den Voranschlag aus, weil ihnen die Sparanstrengungen deutlich zu
weit gingen. Gleichzeitig beschloss aber auch die SVP-Fraktion, den Voranschlag
abzulehnen und begrindete dieses Vorgehen damit, dass in Zeiten ohne Rezession ein
ausgeglichenes Budget angestrebt werden sollte. Damit lehnte der Nationalrat den
Voranschlag 2017 mit 77 zu 113 Stimmen bei 3 Enthaltungen ab. Der Sténderat wird somit
bei seiner Beratung am 5. Dezember 2016 nur den Bericht des Bundesrates, nicht aber
die Beschllsse des Nationalrates diskutieren. Anschliessend wird sich der Nationalrat
noch einmal mit dem Voranschlag beschaftigen missen, wobei er theoretisch mit der
Diskussion nochmals von vorne beginnen musste. Zum ersten Mal stellte sich beim Bund
damit auch die Frage, was ware, wenn die Rate bis zum 1. Januar 2017 kein Budget
verabschieden kénnten. Denn obwohl die meisten Kantone solche Regelungen kennen,
sieht der Bund fur diesen Fall keinen rechtlich vorgeschriebenen Ablauf vor. Gemass
Philipp Rohr, dem Sprecher der Finanzverwaltung, dirfte der Bund dann theoretisch
keine Zahlungen mehr tatigen. Um dies zu verhindern, musste das Parlament eine Art
Notbudget beschliessen, bevor in der Fruhlingssession ein neuer ordentlicher
Voranschlag erarbeitet werden kénnte. Olivier Feller (fdp, VD) reichte in der Folge eine
Motion ein, welche diese rechtliche Liicke schliessen soll. ™

Olivier Feller (fdp, VD) reagierte kurz nach der Ablehnung des Voranschlags 2017 in der
ersten Besprechung durch den Nationalrat mit einer Motion, welche die ,Ausarbeitung
einer Regelung fiir den Fall, dass der Bund am 1. Januar ohne Budget dasteht”, zum
Ziel hatte. Dieser Vorfall hatte geméass dem Motionar verdeutlicht, dass ohne
angenommenen Voranschlag keine rechtlichen Grundlagen fur die Fortzahlung
laufender Kosten vorgesehen sind. In den Kantonen gibt es verschiedene
entsprechende Gesetze, welche zum Beispiel die Fortzahlung der Ausgaben auf Basis
des vorjahrigen Haushaltsbudgets oder derjenigen Ausgaben, welche flr die
ordentliche und wirtschaftliche Verwaltungstatigkeit unerlasslich sind, erlauben. Der
Bundesrat erklarte in seiner Stellungnahme, dass der Voranschlag seit 1872 sieben Mal
aufgrund von Volksabstimmungen oder internationalen Vertragen an den Bundesrat
zurlickgewiesen worden sei, wobei das Parlament jeweils einen provisorischen
Voranschlag verabschiedet hatte. Der Bundesrat lehnte die Motion Feller daher in der
Sorge ab, dass eine gesetzliche Regelung dieser Problematik die Hurde fir eine
Ablehnung des Voranschlags in den eidgendssischen Raten senken kénnte, es
entsprechend haufiger zu Rickweisungen des Voranschlags und somit zu einer
verstarkten Politisierung der Beratung des Voranschlags kommen wurde. Dadurch dass
eine gesetzliche Regelung zudem nicht alle Eventualitdten abdecken kénne, wirde sie
allenfalls eine pragmatische Ubergangslésung behindern. Aus diesen Griinden sei
bereits bei der Totalrevision des Parlamentsgesetzes von 2002 trotz entsprechenden
Diskussionen auf eine solche Regelung verzichtet worden. ™

Aufgeschreckt durch die anféngliche Ablehnung des Voranschlags 2017 durch die
Mehrheit des Nationalrats verlangte die SPK-SR im Februar 2017 die Ausarbeitung einer
gesetzlichen Regelung fiir den Fall eines budgetlosen Zustandes auf Bundesebene. Das
Bundesrecht kenne keine Regelungen fur diesen Fall, der aber durchaus realistisch sei
und seit 1872 bereits siebenmal eingetreten sei. Damals habe man sich «mit Ad-hoc-
Beschliussen durchgewurstelt», nun solle aber Rechtssicherheit hergestellt werden,
unter anderem auch um dem Bundesrat beim Ad-hoc-Prozess nicht zu viel Einfluss zu
gewahren. Im April desselben Jahres sprach sich die nationalratliche Kommission aber
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mit 17 zu 5 Stimmen gegen die Ausarbeitung einer entsprechenden Regelung aus. Eine
solche sei nicht zwingend notig - wie gesehen gehe es auch ohne - und wirde den
Druck auf die Réte, eine Einigung zu erzielen, verringern. Dies kénne dazu fihren, dass
nicht mehr nach L&sungen gesucht werde, argumentierte die Kommission und
pflichtete damit der Argumentation des Bundesrates zu einer &hnlich lautenden Motion
Feller (fdp, VD; Mo. 16.3941) bei. Im Juni 2017 zog die SPK-SR die Initiative zuriick. *

In der Frihjahrssession 2018 zog Olivier Feller (fdp, VD) seine Motion zur Ausarbeitung
einer Regelung fiir den Fall, dass der Bund am 1. Januar ohne Budget dasteht, zurlick.
Er habe mit seiner Motion beabsichtigt, eine Licke in der Gesetzgebung zu schliessen.
Da aber der Bundesrat der Ansicht sei, dass eine solche nicht bestehe, werde er den
Vorstoss nicht weiterverfolgen, erklarte der Motionar.

Finanzausgleich

Der Bundesrat legt dem Parlament alle vier Jahre einen Bericht iliber den Vollzug und
die Wirksamkeit des Finanzausgleichs vor, den er vorgéngig in die Vernehmlassung gibt.
Dieser Wirksamkeitsbericht dient der Bundesversammlung dazu, die Grundbeitrége an
den Ressourcen- und Lastenausgleich festzulegen sowie Uber die Fortsetzung des
Hérteausgleichs zu entscheiden. Damit aber das Parlament den Harteausgleich
aufheben oder Anderungen am Bundesgesetz lber den Finanz- und Lastenausgleich
(FiLaG) vornehmen kann, muss ihm der Bundesrat zwingend einen entsprechenden
Beschlussentwurf vorlegen. Diese Situation sei aus Sicht des Parlaments nicht
zufriedenstellend, weshalb Olivier Feller (fdp, VD) mittels einer Motion daflr zu sorgen
beabsichtigte, dass die Bundesversammiung ,Anderungen an den Eckwerten fir den
Finanzausgleich vornehmen™ kénne. In seiner Stellungnahme wies der Bundesrat jedoch
darauf hin, dass das Parlament bereits die Méglichkeit habe, mittels Gesetzesdnderung
oder dem Referendum unterstehendem Bundesbeschluss das Finanzausgleichssystem
zu andern, den Harteausgleich entgegen der Empfehlung des Bundesrates aufzuheben
oder dem Bundesrat einen entsprechenden Auftrag zu erteilen. Der Bundesrat lehne
jedoch einen vierjahrlichen Automatismus aufgrund des entstehenden administrativen
Aufwands und des Widerspruchs zum Ublichen Gesetzgebungsprozess ab. Trotz dieses
ablehnenden Votums entschied sich in der Frihjahrssession 2017 eine knappe Mehrheit
des Nationalrats mit 97 zu 88 Stimmen bei 4 Enthaltungen fir eine Annahme der
Motion. Beflirwortet wurde die Motion geschlossen von der FDP- und der SVP-Fraktion,
ablehnend standen ihr geschlossen die CVP- und die SP-Fraktion, sowie mehrheitlich
die BDP-, GLP- und die Griinen-Fraktion gegentber. ™

Die FK-SR sprach sich gegen die Motion Feller (fdp, VD) aus und folgte grosstenteils der
Argumentation des Bundesrates bezlglich der Ausweitung der Einflussmoglichkeiten
des Parlaments auf den Bericht liber den Vollzug und die Wirksamkeit des
Finanzausgleichs. So wiirde die Umsetzung der Motion geméss Kommissionssprecherin
Fetz (sp, BS) die bewahrte Funktionsweise der politischen Institutionen und
insbesondere die Beteiligung der Kantone in Frage stellen. Zudem sei der Weg zu
Gesetzesanderungen Uber die parlamentarische Initiative gegenlber demjenigen Uber
Motionen zu bevorzugen, da Erstere den Einbezug aller Beteiligten erlaube und
entsprechend das traditionelle Zusammenspiel der Institutionen respektiere. Dies sei
insbesondere relevant, als es auch auf Seiten der KdK Bestrebungen zur Anderung der
Modalitaten zur Festlegung der Ausgleichsinstrumente gebe. Die Rolle der Kantone
strich auch Peter Hegglin (cvp, ZG) hervor. Er empfahl dem Standerat jedoch, dem
zustimmenden Entschluss des Nationalrats zu folgen, da der Bundesversammlung in
diesem wichtigen Themenbereich mehr Anderungsméglichkeiten zustehen sollten als
bisher. Bundesrat Maurer wies darauf hin, dass der Bund gemeinsam mit den Kantonen
dabei sei, Losungen zu finden. In diesem Prozess ginge es vor allem darum, dass die
Kantone untereinander Kompromisse und ein Gleichgewicht erarbeiteten, wobei es
nicht hilfreich sei, ,wenn das Parlament in jedem Fall schon frih ein Mitspracherecht
[habel”, da durch die Parlamentskammern nochmals neue Interessen eingebracht
wirden. Dieser Ansicht folgte der Standerat, lehnte die Motion mit 34 zu 6 Stimmen ab
und versenkte sie damit. ™
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